Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/287 


25. 01. 1995 


Antrag 

der Abgeordneten Annelie Buntenbach und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Sozialverträgliche Beschäftigung in Baubetrieben 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird auf gefordert, die Schlechtwetter- 
geld-Regelung entsprechend der bis zum 31. Dezember 1993 
geltenden Fassung wieder einzuführen. Die Verringerung des 
Schlechtwettergeld-Zeitraums sowie seine Kürzung um je eine 
Stunde pro Ausfalltag sind dabei ebenso zurückzunehmen wie 
die geplante gänzliche Streichung ab Ende Februar 1996. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, in Zusammenarbeit 
mit den Tarifparteien Möglichkeiten zu untersuchen, einen 
ökologisch verträglichen Winterbau zu entwickeln, um dem 
Absinken der Bautätigkeit im Winter und dessen sozialen Fol- 
gen entgegenzuwirken. 

3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, mit den Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Union erneut über die Entsendericht- 
linien zu verhandeln, um tarifvertraglich abgesicherte und 
sozialverträgliche Arbeitsbedingungen für alle Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer auf den Baustellen sicherzustellen. 

4. Insbesondere wird die Bundesregierung aufgefordert, der 
Zunahme nicht entsprechend gestalteter Werkvertragskontin- 
gente, dem zunehmenden Einsatz Scheinselbständiger auch 
aus den Ländern der Europäischen Union sowie den Praktiken 
illegaler Arbeitsvermittler, die Arbeitskräfte zu Billiglöhnen 
handeln, unter menschenunwürdigen Bedingungen unterbrin- 
gen und auf den Baustellen einsetzen, entgegenzuwirken. Bis 
zur Realisierung der entsprechenden Entsenderichtlinien, wird 
die Bundesregierung aufgefordert, die Geltung von Tarifverträ- 
gen sowie der sozial- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen für 
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in einer nationalen 
Regelung sicherzustellen. 

5. Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, anhand dessen bei der Vergabe von Bauaufträgen 
der öffentlichen Hand tarifvertraglich abgesicherte und sozial- 
verträgliche Arbeitsbedingungen für alle Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer auf den Baustellen gewährleistet werden, 
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soweit dem nicht andere gesetzliche Regelungen entgegen- 
stehen. 

Bonn, den 24. Januar 1995 

Annelie Buntenbach 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Das Baugewerbe ist geprägt durch witterungsbedingte Einbrüche 
im Winter und Spitzenbelastungen im Sommer. Die Folgen für die 
Bauarbeitnehmerinnen und Bauarbeitnehmer sind im Winter oft 
Kurzarbeit oder vorübergehende Entlassung, im Sommer dafür 
Überstundenbelastungen und Arbeitskräftemangel, der in letzter 
Zeit zunehmend aus einer Grauzone von Werkvertragskontingen- 
ten, Scheinselbständigen und illegaler Leiharbeit gedeckt wird. 
Der dramatische Rückgang bei der Besetzung von Ausbildungs- 
plätzen ist angesichts der übrigen Lehrstellensituation ein charak- 
teristischer Ausdruck dieser Situation. 

Der Rückgang der Bautätigkeit im Winter wird im wesentlichen 
mit den Witterungsbedingungen begründet, aber ohne Zweifel 
kann durch die Gestaltung politischer Rahmenbedingungen die 
Verstetigung der Bautätigkeit gefördert werden. Die Ziele einer 
verantwortlichen Sozial- und Wirtschaftspolitik sind in diesem 
Zusammenhang: die Förderung einer gleichmäßigen ganzjähri- 
gen Beschäftigung und Einkommenssituation, der Abbau von Be- 
lastungsspitzen, die Gewährleistung von humanen Arbeitsbedin- 
gungen und eine kontinuierliche Auslastung der Baukapazitäten. 
Letzteres begründet gerade im Hinblick auf die dringenden Erfor- 
dernisse des Wohnungsbaus zusätzliches öffentliches Interesse. 

Diesen Zielen steht die Streichung des Schlechtwettergeldes ent- 
gegen: Das Schlechtwettergeld im Baugewerbe trägt zu einer Ab- 
federung der sozialen Folgen von Witterungseinbrüchen bei. 
Seine Streichung würde eindeutig zu Lasten der Beschäftigten 
und ihrer Angehörigen gehen, Kurzarbeit und Entlassungen im 
Baugewerbe in den Wintermonaten würden weiter zunehmen. 
Statt der anzustrebenden ganzjährigen Einkommenssicherung 
wäre dies ein Rückfall in die Saisonarbeit. 

Nicht einmal das Argument der Ersparnis öffentlicher Mittel kann 
diesen sozial nicht verantwortbaren Folgen entgegengesetzt wer- 
den, da die Streichung des Schlechtwettergeldes zu einer ähnlich 
hohen Belastung anderer Kostenstellen bei der Bundesanstalt für 
Arbeit führen würde. Die beschlossene Streichung und die schon 
jetzt vor genommenen Kürzungen müssen daher umgehend zu- 
rückgenommen werden. 

Darüber hinaus sind Initiativen der Bundesregierung zur Förde- 
rung eines ökologisch verträglichen Winterbaus längst überfällig. 
Die technischen Möglichkeiten für Winterbau sind vorhanden. In 
Regionen mit weit kälterem Winter wie z. B. Schweden werden sie 
eingesetzt und in Kooperation zwischen Tarifparteien und Staat 
gefördert. Die vorhandenen technischen Möglichkeiten sind auf 
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ihre Umweltverträglichkeit zu prüfen. Die Anwendung unbe- 
denklicher und die Entwicklung weiterer, ökologisch verträg- 
licher Maßnahmen des Winterbaus ist zu fördern. 

Diese Maßnahmen zur Verstetigung der Bautätigkeit und zur 
Förderung der ganzjährigen Beschäftigung werden die Spitzen- 
belastungen im Sommer mildern und zu einem größeren Angebot 
an qualifizierten Arbeitskräften beitragen, aber nicht den zusätz- 
lichen Arbeitskräftebedarf im Sommer überflüssig machen. Der 
Einsatz von Werkvertragskontingenten, illegaler Leiharbeit und 
Scheinselbständigen insbesondere aus Ländern der EU außerhalb 
der hier geltenden Tarifverträge führt zu zum Teil menschenun- 
würdigen Arbeitsbedingungen und Unterbringungen sowie Kon- 
flikten auf den Baustellen. Effektive Kontrollen scheinen kaum 
mehr möglich. Hier besteht dringender politischer Handlungs- 
bedarf. 

Sollte der erneute Versuch der Bundesregierung, eine entspre- 
chende Änderung der Entsenderichtlinien bei der Europäischen 
Union zu erreichen, scheitern, muß der Entwurf für ein entspre- 
chendes Bundesgesetz im Deutschen Bundestag beraten und ver- 
abschiedet werden. 

Neben diesem Entscheidungsprozeß, der nicht unmittelbar Wir- 
kung zeigen kann, ist zumindest eine Sofortmaßnahme möglich. 
Die öffentliche Hand vergibt einen großen Teil der Bauaufträge. 
In den Kommunen wird bereits darüber diskutiert, die Einhaltung 
tarifvertraglicher Arbeitsbedingungen für alle Beschäftigten zum 
Bestandteil von Ausschreibungen zu machen. Mit diesem Mittel 
kann auch der Bund dazu beitragen, umgehend zu einer Verbes- 
serung der unerträglichen Zustände auf den Baustellen beitragen. 
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